
im Senat, für die eine 2/3 Mehrheit benötigt
wird, verspricht kein Spaziergang zu wer-
den. Die Republikaner fordern als Preis
eine weitere Erhöhung der Ausgaben für
die Modernisierung der amerikanischen
nuklearen Infrastruktur, um somit die Zu-
verlässigkeit der verbleibenden Atom-
sprengköpfe zu gewährleisten. Auch wird
Obama deutlich versichern müssen, dass
die US-Raketenabwehrpläne durch den
Vertrag nicht tangiert werden. Schafft es
Obama nicht, Neu-START noch vor den
Kongresswahlen im November durch das
Parlament zu bekommen, könnte es eng
werden, denn danach wird die demokrati-
sche Mehrheit vermutlich geschwunden
sein. Noch schwieriger dürfte die ebenfalls
von Obama anvisierte Inkraftsetzung des
nuklearen Teststoppabkommens werden.
Dagegen ziehen die Republikaner noch ra-
biater zu Felde, fürchten sie doch, Amerika
könnte dadurch die Option verlieren, falls
nötig militärisch leistungsfähigere Atom-
waffen zu bauen.

Perspektiven

Der Visionär Obama scheut keineswegs die
realpolitischen Mühen der Ebene. Die Ab-
schaffung aller Atomwaffen, mindestens
aber die Bewahrung und Stärkung des in-
ternationalen Regimes zur Verhinderung
des Entstehens immer neuer Atommächte,
finden sich ganz oben auf seiner Agenda.
Dennoch sind auch diesem Präsidenten
Grenzen gesetzt, national wie international.
Bis zum Ende seiner ersten Amtszeit wird
die Frage immer mehr in den Vordergrund
rücken, wie eine Atommacht Iran verhin-
dert werden kann.Sollte dies nicht gelingen,
muss zumindest ein atomarer Rüstungs-
wettlauf in Nahost vermieden werden. All
dies erfordert amerikanische Führungsstär-
ke. Bei Erfolgen winken weitere Fortschrit-
te auf dem Weg zur globalen Null. Bei Miss-
erfolg droht der Zerfall der nuklearen Ord-
nung. Europa und Deutschland sollten den
US-Präsidenten im eigenen Interesse bei
seiner schwierigen Mission unterstützen.
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Bildung gilt als Investition in eine bessere
Zukunft der einzelnen Menschen und der

ganzen Gesellschaft. Thomas Jefferson hielt
sie gar für eine Bürgerpflicht. Bis zu einem
Recht auf Bildung für alle war es indes ein
langer Weg. Das gilt besonders für die
Überwindung sozialer Schranken – weni-
ger des Standes als vielmehr der Religions-
zugehörigkeit, des Geschlechts und der
Rasse. Katholiken und Juden, Frauen und
Schwarze kamen erst allmählich in den
Genuss dieses Rechts, und noch immer
gibt es massive Bildungsungleichheiten.

Ulrich Schreiterer

Bildungsstaat USA?

Seit den Anfängen der Vereinigten Staaten zählt Bildung zu den Eckpfeilern der
Neuen Welt, die ihren Gründungsvätern vorschwebte und die im American Dream
bis heute lebendig ist: Ein demokratisches, freiheitliches und offenes Gemein-
wesen, in dem jedermann unabhängig von seiner Herkunft sein Glück suchen und
zur allgemeinen Wohlfahrt beitragen soll.

Ulrich Schreiterer

(*1953) ist Soziologe und assoziierter wissen-
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In der Ausweitung der formalen Bil-
dung preschten die USA allen anderen
Ländern voraus. Steigende Bildungsbeteili-
gung galt als Mittel der Wahl für soziale
und politische Integration. Weniger die
Nachfrage der Wirtschaft nach besser qua-
lifizierten Arbeitskräften als ein tief in der
Gesellschaft verankerter Aufstiegswille und
Teilhabeforderungen sozialer, religiöser
und ethnischer Gruppen trieben das ame-
rikanische Bildungswesen seit Ende des 19.
Jahrhunderts auf einen steilen Expansions-
kurs. Bildung wurde ein nationales Projekt,
doch im Unterschied zu Europa kein vor al-
lem vom Staat betriebenes. Die Bundesre-
gierung tat und tut sich schwer damit, eine
Rolle darin zu finden. Eine komplizierte
Gemengelage aus privaten Initiativen und
zersplitterter öffentlicher Verantwortlich-
keit, die bei den Gemeinden als Schulträ-
gern beginnt, 50 Staaten unterschiedlicher
Finanzkraft und politischer Couleur sowie
irgendwie auch den Bund einschließt, hat
das Bildungswesen der USA zu einem ver-
wirrenden Flickenteppich aus Versatzstü-
cken unterschiedlicher Größe und Form,
Materialen und Farbe werden lassen.

Föderalismus als
Bildungsblockade?

Eine Abstimmung, ein verbindliches Regel-
werk und einen Finanzausgleich zwischen
den 50 Einzelstaaten gibt es nicht. Von ei-
nem Bildungssystem kann eigentlich gar
keine Rede sein. Die Organisationsform
und Ausstattung der öffentlichen Schulen
und Hochschulen, deren Prioritäten, Leis-
tungen und Ansprüche sowie die Einstel-
lungsvoraussetzungen und Gehälter für
Lehrer variieren von Staat zu Staat und von
Einrichtung zu Einrichtung. Für das High
School Diploma nach der 12. Klasse gelten
zwar landesweite Mindestanforderungen,
allerdings so niedrige, dass man genau hin-
schauen muss, an welcher Schule, mit wel-
chen Kursen und welchen Noten es erwor-

ben wurde, um den Wert dieses Regel-
Schulabschlusses beurteilen zu können.
Etwa 12 % aller Schüler besuchen Privat-
schulen, darunter viele religiös ausgerich-
tete und einige elitäre prep schools, und wei-
tere 2 % (Tendenz steigend) erhalten home
schooling durch ihre Eltern. Private Schulen
bekommen keinerlei staatliche Zuschüsse,
sondern finanzieren sich allein aus Gebüh-
ren und Spenden. Öffentliche Schulen wie-
derum beziehen den Großteil ihrer Mittel
aus der Grundsteuer, welche die Städte und
Gemeinden von ihren Einwohnern erhe-
ben und die sich nach dem Wert der Häuser
richtet.Wohlhabende Orte können sich da-
mit deutlich besser ausgestattete Schulen
und höhere Lehrergehälter leisten als arme.
Das hat gravierende Folgen: Wenn die Auf-
wendungen pro Schüler um den Faktor 3,5
variieren, zeigt sich das eben nicht nur im
äußeren Erscheinungsbild der Schulen,
sondern auch und gerade in deren Leistun-
gen. Den Teufelskreis von materieller Ar-
mut und Bildungsarmut aufzubrechen, ha-
ben sich neben zahllosen Bürgerrechtlern
und privaten Stiftungen auch einzelne Staa-
ten und Präsidenten immer wieder vorge-
nommen. Doch trotz zusätzlicher Ressour-
cen, immer neuer Bildungsoffensiven und
Reforminitiativen sowie vieler lokaler Er-
folge sind die Abstände zwischen armen
und reichen Schulbezirken und die mess-
baren Leistungsunterschiede zwischen Kin-
dern aus verschiedenen sozialen und ethni-
schen Gruppen nicht etwa kleiner, sondern
deutlich größer geworden. Klare Verlierer
im nationalen Bildungsrennen sind Män-
ner aus der schwarzen Unterschicht depra-
vierter Großstädte, strahlende Gewinner
jedoch nicht die verwöhnten Sprösslinge
der weißen, protestantischen Oberschicht,
sondern leistungsstarke Jugendliche aus
asiatischen Herkunftsfamilien, die heute
den fabelhaften Bildungsaufstieg jüdischer
Amerikaner im 20. Jahrhundert zu wieder-
holen scheinen.

Hinter der irritierenden Unübersicht-
lichkeit, den vielen Baustellen und Schwä-
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chen des amerikanischen Schul- und
Hochschulwesens verbirgt sich allerdings
eine hohe soziale Inklusion: Für jeden Ge-
schmack, jeden Wunsch und jeden Geld-
beutel hat es etwas Passendes im Angebot
– wenn nicht hier, dann eben dort, im öf-
fentlichen Bereich oder im privaten. Nie-
mand verlangt,der Staat solle durch gesetz-
liche Vorgaben für gleichwertige Abschlüs-
se sorgen. Zwar drängt der Bund auf mehr
Transparenz in den Programmen und Leis-
tungen der Bildungseinrichtungen. An de-
ren Vielfalt will er jedoch nicht rütteln,
denn sie gilt als Grundlage für die schließ-
lich doch sehr hohe Leistungsfähigkeit des
amerikanischen Bildungswesens, seine gro-
ße Dynamik und Offenheit. Nur eines ist
überall einheitlich: Die Gliederung des
Schulwesens ausschließlich nach Schul-
stufen. Eine frühe Einweisung der Schüler
in verschiedene Schulformen widersprä-
che den demokratischen und meritokra-
tischen Idealen des Gemeinwesens. Eine
intern stark differenzierte Gesamtschule

ist deshalb die Norm – übrigens ist diese
Differenzierung auch ein Grund dafür, wa-
rum viele Highschools, die die neunte bis
zwölfte Jahrgangsstufe umfassen, sehr groß
sind.

Etwa 85 % der Amerikaner beenden
die 12-jährige Schulzeit mit dem High
School Diploma. Knapp 40 % eines Alters-
jahrgangs erwerben einen Hochschulab-
schluss, womit die USA in den OECD-
Statistiken immer noch ein Spitzenreiter
sind. In diese Quote gehen allerdings auch
Ausbildungsgänge ein, die in Deutschland
nicht zum Hochschulbereich zählen. Mit
einem Bachelor-Titel, der in Amerika nach
einem vierjährigen Studium erworben
wird, schmücken sich 27,6 % der erwach-
senen Bevölkerung. Etwa ein Viertel der
College-Absolventen studiert weiter – sei
es für einen Mastergrad oder Doktortitel,
sei es Medizin oder Jura, die man in den
USA nicht grundständig, sondern nur nach
dem Bachelor studieren kann. Obwohl pri-
vate Hochschulen im Schnitt inzwischen
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25.000 Dollar und staatliche mehr als 6.000
Dollar pro Jahr an Gebühren verlangen,
gibt es relativ zur Bevölkerung anderthalb
mal so viele Studenten wie in Deutschland.

»Race to the top«

Trotz vieler Schwächen des »Systems« und
hartnäckiger Bildungsungleichheiten ist
das Bildungsversprechen in den USA heu-
te lebendiger als je zuvor. Von klein auf
bekommen Kinder eingebläut, dass zwi-
schen Bildung und Lebenschancen ein en-
ger Zusammenhang besteht, dass mehr
Bildung bessere Gesundheit, berufliche
Chancen und Verdienstmöglichkeiten, ein
längeres Leben und größeres persönliches
Wohlbefinden bringt. Wo der Sozialstaat
europäischer Prägung durch Umvertei-
lung, Transferleistungen und Interventio-
nen Wohlfahrt sichern und Lebensrisiken
nachlaufend abfedern will, setzt man in
der Neuen Welt auf die privaten wie öf-
fentlichen Renditen von Bildungsinvesti-
tionen.

Der Stellenwert von Bildung drückt
sich auch darin aus, wie viel sie einem Land
wert ist: In Deutschland sind das etwa 4,8 %
des BIP, in den USA 7,4 %, fast ein Drittel
davon private Mittel. Selbst das öffentliche
Schulwesen lässt man sich dort mit 3,7 %
deutlich mehr kosten als hierzulande mit
2,7 %. Mangelndes Geld ist also kaum die
Ursache für die eklatanten Defizite und
Schwachstellen der neuen Bildungswelt. Zu
diesen zählen an erster Stelle die hartnäcki-
ge Ungleichheit der Rassen, die sich in den
erschreckend hohen Schulabbruchsquoten
und geringen Punktzahlen farbiger Kinder
in den standardisierten Tests zeigt, niedrige
Studienerfolgsquoten (nur 65 % der Studie-
renden haben sechs Jahre nach Studien-
beginn den Bachelor erworben) und ex-
plodierende Studiengebühren. Mit einem
hochprozentigen Cocktail aus Anreizen
und Drohungen, staatlichem Zwang und
Markttransparenz wollte das No Child Left

Behind-Gesetz von 2002 den größten Miss-
ständen in der schulischen Bildung abhel-
fen: Alle Schüler sollten regelmäßig stan-
dardisierte Tests ablegen, deren Ergebnisse
veröffentlicht werden. Schneidet eine Schu-
le besonders schlecht ab, wird sie verwarnt.
Zeichnet sich über mehrere Jahre keine
Tendenz zur Besserung ab, kann sie ge-
schlossen werden. Schüler solcher Schulen
haben das Recht, auf eine andere zu wech-
seln, wofür der Staat die Transportkosten
übernimmt.

Die Bilanz dieses ehrgeizigen Projek-
tes, das einen umstrittenen Kompetenz-
zuwachs des Bundes in der Bildungspolitik
beinhaltet, ist höchst zwiespältig. Verbes-
serungen bei der Ressourcenausstattung,
in den Qualifikationsanforderungen für
Lehrer und beim Monitoring der Schulen
konnten eine weiter wachsende soziale
Spreizung in den Leistungstests nicht ver-
hindern. Nicht zuletzt deshalb machte Prä-
sident Obama Bildung zu einer der innen-
politischen Prioritäten seiner Regierung.
Dabei geht es nicht nur darum, den Hoch-
schulzugang auszuweiten und das Studium
finanziell erschwinglich zu halten, sondern
vor allem um eine Offensive gegen die
wachsende Kluft zwischen den Bildungs-
aspirationen und –leistungen verschiede-
ner sozialer Gruppen und Regionen. Das
Budget für 2010 weist unter dem Titel
»Race to the Top« 3,4 Milliarden Dollar für
die Förderung der schulischen Bildung in
solchen Staaten aus, die sich zur Einfüh-
rung einheitlicher Bildungsstandards in
Englisch und Mathematik und entspre-
chender jährlicher Tests verpflichten. Ende
Juli hatten sich mehr als 30 dazu bereit er-
klärt und weitere 15 ihre Zustimmung in
Aussicht gestellt. Angesichts der langen
Tradition lokaler Kontrolle über Curricula
und die Arbeit der Schulen gleicht das ei-
ner Revolution. Ob sie allerdings nur sig-
nalisiert, wie stark der Problemdruck in-
zwischen geworden ist, oder den Beginn
einer prosperierenden Bildungsrepublik
USA markiert, bleibt abzuwarten.
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